
  Bundesrecht 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 1 

Kurztitel 

Gerichtsorganisationsgesetz 

Kundmachungsorgan 

RGBl. Nr. 217/1896 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 164/2005 

§/Artikel/Anlage 

§ 91c 

Inkrafttretensdatum 

01.01.2007 

Außerkrafttretensdatum 

30.06.2007 

Text 

Urkundenarchive von Körperschaften öffentlichen Rechts 
 

§ 91c. (1) Die Körperschaften öffentlichen Rechts werden ermächtigt, im eigenen Wirkungsbereich Archive 
zur Speicherung von Urkunden (Urkundenarchive) einzurichten, die für den elektronischen Urkundenverkehr 
mit den Gerichten bestimmt sind. Urkunden- und Protokolldaten sind in die Urkundenarchive nur auf Grund 
gesetzlicher Anordnung oder Ermächtigung einzustellen. Die Urkundenarchive haben den Anforderungen der 
Verordnung nach § 91b Abs. 5 Z 2 bis 5 zu entsprechen. 

(2) Die zur Speicherung von Urkunden ermächtigten Organe müssen aus einem vom jeweiligen 
Rechtsträger zu führenden elektronischen Verzeichnis ersichtlich sein. In diesem Verzeichnis der 
Signaturberechtigungen sind auch jene Personen anzuführen, denen die Archivsignatur zugeordnet ist. Soweit 
nicht gesetzlich anderes bestimmt ist, darf die Speicherung einer Urkunde nur mit Zustimmung ihres Ausstellers 
erfolgen. Die Gebührenpflicht bleibt davon jedoch unberührt. § 91b Abs. 4, 7 und 8 gilt sinngemäß in Ansehung 
des das jeweilige Urkundenarchiv führenden Rechtsträgers und das von diesem geführte Urkundenarchiv. Soweit 
die Rückführung der Ansicht des gesamten Dokuments in eine Form, die die Signaturprüfung zulässt, möglich 
ist, gelten für die Prüfbarkeit der Archivsignatur und die Rückführbarkeit von Ausdrucken öffentlicher 
elektronischer Urkunden § 19 Abs. 3 und § 20 E-GovG. 

(3) Der Zugang zu den gespeicherten Daten erfolgt nur nach Maßgabe der gesetzlich vorgesehenen 
Berechtigungen zur Einsichtnahme unter Verwendung entsprechender technischer Sicherheiten gegen 
Entrichtung der gesetzlich vorgesehenen Gebühr. Der Zugang berechtigt zur elektronischen Einsichtnahme, zur 
Herstellung von Papierausdrucken sowie zum Abruf einer - mit einer elektronischen Signatur gemäß § 2 Z 3 lit. 
a bis d SigG einer vom Rechtsträger ermächtigten natürlichen Person (Archivsignatur) versehenen - 
verkehrsfähigen Version der elektronischen Urkunde. 

(4) Die Rechtsträger haben in einer Verordnung die näheren Vorschriften über die Führung der 
Urkundenarchive (Richtlinien) zu erlassen, die insbesondere die Gestaltung und die Form der Eintragungen und 
deren Protokollierung, die Gestaltung und die Form der Abfragen und der zu erteilenden Auskünfte, ferner die 
Modalitäten des elektronischen Zugangs und der Einsichtnahme einschließlich der Erteilung und zeitlichen 
Ausgestaltung der Einsichtsberechtigungen der Parteien und der von diesen ermächtigten Personen sowie 
Zeiträume und Verfahren, nach denen eine neue elektronische Signatur angebracht werden sollte 
(Nachsignieren), und die Höhe und die Art der Entrichtung der dafür notwendigen Gebühren regeln. 


